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beobachtende Spaltung der Bevölkerung 1ın Bewacher unNatıon durch die Milıtärgewalt terrorıisiert wird.“ Es gab
später Vermutungen, die Miılıtärs hätten dıe Verbreitung Bewachte immer weıtere Kreıse. Glemp wörtlich: „Viele
dieser lediglich über diplomatische Kanäle 1mM Westen Menschen Iragen sıch, w1e€ kann 65 se1n, da{fß WIr immerzu
bekanntgewordenen Verlautbarung innerhalb Polens Von eıner wachsenden Stabilisierung hören, VO  —_ Ruhe,
unterbinden gesucht un den Primas Wochenende des VO Ende der Streiks. ber trotzdem wurden die Zwänge
vierten Advent einem schwächeren Appell gedrängt. iın der Gesellschatt nıcht abgemildert, sondern verschärtt.
Der Z Dezember ın allen Kırchen verlesene Hırten- Diese Beobachtung macht ungeduldıg. Das 1St verständ-
brief wiederholte aber den Protest dıe Interni:erun- lıch, denn WITr wartiten auf uhe un: Normalısierung. Was
SCH, bekräftigte das Geftühl der Ohnmacht „gegenüber soll mMan aber Cun, WenNnn die Tatsachen nıcht den Erwar-
dem Leıid und dem Übel“ un mahnte wıederum, uhe tLungen entsprechen An
bewahren. Als die Polnische Bischofskonterenz ın der drıtten Januar-
och VOT Weihnachten nahm ın arschau eın auch mI1t woche iıne Zwischenbilanz ZOßB) nNnu  s wenı1ge,
Laıen (Vorsıtz: Protessor Stanıslaw Stomma) besetzter aum die Substanz gehende Miılderungen des Krıiegs-
birchlicher Beraterstab seıne Arbeıt auf, in erster Linıe, rechts verzeichnen. Prominente Katholiken WI1€E „Pen-
den Internierten helten un bei den Behörden Freilas- Club“-Sekretär Wladyslaw Bartoszewskı oder Woalesa-Be-
SUNSCH erwirken. Auf dieses remıum richten sıch Tadeusz Mazowieckı waren weıter ıinterniert. Jaru-
dann auch einıge Hoffnungen. Es 1ST der Kırche mıttler- zelskıs Antwort den apst W ar nach Ansıcht vatıkanı-
weıle möglıch, „fast alle  ba Internierungslager besuchen scher Beobachter SCH des Fehlens substantıeller Gesten
und den Insassen auch Pakete zukommen lassen. In ebenfalls unbefriedigend. Oftenbar hat Johannes Paul I1
Woarschau wurde tür die Angehörıigen VO Internierten daraus dıe Konsequenz SCZOHCN, seıne Polen-Appelle

verschärten. Für kirchliche Beobachter in der Bundesre-eın Bırchliches Informationszentrum eingerichtet. In seıner
Weihnachtsbotschaft außerte Glemp immerhiın noch die publık (deren Kenntnisse auch Bundeskanzler Schmidt
Hoffnung, das NEUEC Jahr mÖöge nach der gegenwärtigen ZUr Bestimmung seıner Polenpolitik benutzte) markierte
Krise eın Jahr des Wiıederautbaus werden. Er WwISSse Glemps Dreikönigs-Predigt iıne ZEWISSE Wende Dıe an
das „Klıma der gesellschaftlichen Zwistigkeiten un der gebeurteilung der Deutschen Bischofskonferenz die Zeıt-
Zerrissenheıit der Natıion”, die Menschen, „denen Un- gleich allerdings die Polen-Frage mıiıt Frankreichs Ep1-
recht geschehen 1St, die ungerechterweıse enttäuscht, SC skopat analysıerte) wurde zunehmend pessimıstischer. In-
demütigt, 1Ns Gefängnis geworten und verleumdet“ WUTr- des bleiben diıe Miılıtärs auf irgendeıne orm VO  —_ Kon-
den, doch alle Opfer un Entbehrungen könne INa  — TAa- takten mıt der Kirche angewlesen. Ausbleibende Sıgnale
SCNH, WENN der sozıale un wiıirtschaftliche Organısmus des Wıllens könnten Ebene un Erwartung solcher
wıeder funktioni:eren beginne. Kontakte jedoch ımmer tieter schieben. Die
Glemps Predigt Dreikönigstag spiegelte diese Ent- Machthaber machten 1m Januar mehr als eiınmal deutlich,
wıicklung wıder. Er brandmarkte die sıch häufenden For- eın Wiederaufleben der „Solıdarıtät” 1n alter Oorm se1l

nıcht mehr denken uch dann (erst recht nach einerderungen Arbeıter, Austritts-Erklärungen 4aUS der „50-
lıdarıtät“ unterschreiben, iıne Kritik, die der apst möglıchen, für Skeptiker vermutlıch 1UTr formalen Authe-

bung des Kriegsrechts) bleibt Polens Kırche für die Mıiılı-10 Januar seinerseıts verschärfte. Der Prımas, der UVOoO

selbst eın Internierungslager esucht hatte un seinen 7u- tars eın Faktor, kräftig SCNUS, heltend un beı Bedarf
hörern VO  —_ den Eindrücken dort berichtete, betonte, die wıeder vermittelnd Kontinuität wahren, aber nıcht
Kırche scheue be1 ihrer vielfältigen Hılfe für die Internier- stark, iıne Rückkehr ZUr alten Politik der Verständigung

erzwıngen. Martın Höllenten keine Mühe Allerdings ergreıife ıne ın den Lage_rn
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Sıind Wır ausländerftfein  iıch
Eın Gespräch mıiıt dem Ausländerbeauftragten des eutschen
Caritasverbandes, Konrad OIZ
Die schlechte Beschäftigungslage, die Bıldung D“O  S Ausländer- dıe rage akut zyerden lassen, ob latent morhandene Vorur-
ZeLLOS oder gettoähnlicher soz1aler Milieus ın merschiedenen teıle Ausländer sıch gegenwärt1g offener Ausländer-
deutschen Großstädten, dıe Auseinandersetzung die ASsy- feindlichkeit entwickeln. Wır sprachen darüber mi1ıt dem Ayus-
lantenpolitik UNi merschiedene Bemühungen, DOTr allem dıe länderbeauftragten des Deutschen Carıtasverbandes, K0nfadFamilienzusammenführung regtri/etiv handhaben, haben Pölzl. Die Fragen stellte Cordelia Rambacher.
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Herr Pélzl, in der Bundesrepublık leben derzeıt 4,6 strategıe auch ganz offen propagıert; das Arbeitsverbot
Millionen Ausländer. ach eıner 1mM August 1981 VO Al- War darın eın materielles Element. Nachdem den Asylbe-
lensbacher Instiıtut für Demoskopıie ermittelten Untersu- werbern jede Arbeitsmöglıichkeit SC  IMI worden WAar,
chung meınen Prozent der erwachsenen Bevölkerung dıie S1€e bıs dahın während der eıt ihres Anerkennungsver-
In der Bundesrepublık, da{ß viele Ausländer be] uns le- ahrens hatten un miıt der S$1e durch Aushıiılftsarbeiten VO  -

ben Ist das Ausländerfeindlichkeit, und, WeNnNn Ja, WeTlT 1St allem 1ın der (Gastronomıie un anderen wenıger DE
eigentlich davon betroffen? fragten Arbeıtsplätzen leben konnten, mußten sS1e VOoO den

Soz1aletats der Kommunen leben Der belastete un
Pölzl Ich möchte ZUuUerst klarstellen, da{fß INa  —_ den Begriff schnell geleerte Sozı1ıaletat wurde ZU Gesprächsthema ın
„Ausländer” differenziert sehen mu{ß In der Bundesrepu- den Kommunalparlamenten, In der Lokalpresse un
bliık Deutschland leben völlıg verschiedene Ausländer. den Stammtischen, un: plötzlich WAar die Klage hören,Deshalb muUussen sıch dıe politisch Verantwortlichen un dafß „dıe” Ausländer autf NSeTC Kosten lebten.
Meinungsmacher In den Medien Iragen lassen, weshalb
VO Ausländern immer allgemeın gesprochen wırd, ob-
ohl jeweıls 1Ur ganz bestimmte Gruppen gemeınt sınd. „Die eutschen scheinen VETgESSE
Ist das Absıcht oder steckt Nıchtwissen dahıinter? Es leben en, daß das eutschne eıcl IS
bel un  % Arbeitnehmer und hre Famılien aUus G-Län- 1918 eın Mehrvolkerstaat war  44
dern; angeworbene Arbeitnehmer mI1t iıhren Famılien-
angehörıgen aus Nıcht-EG-Ländern;: 3. Werkvertrags- Sınd 1Ur die au wachsender Arbeıtslosigkeıt un
ausländer; Spezıalısten miıt Ausnahmegenehmigung; allgemeıner wirtschaftlicher Rezession resultierenden

Flüchtlinge; anerkannte Asylberechtigte; Asylbe- terjellen Sorgen, die den Bundesbürgern als Anla{fß 4US-

werber 1m Anerkennungsverfahren; ausländıische Ehe- länderteindlichen Außerungen diıenen, oder 1St der Ur-
gatten VO eutschen Staatsbürgern; Ausländer In Aus- Sprung nıcht In tieteren Bewufitseinsebenen suchen?
bildung, Fortbildung oder Weıterbildung; 10 rTrmeean-
gehörige VO  — NATO-Partnern; { Sonstige, W1€e Tourı1-

Pölzl Ich gylaube, daß unterschwellıg immer ıne la-
Ausländerdistanz gibt Das scheint MIr fast eiıne

SteEN, INlegale. Durch Anlaf un 7weck iıhres Aufenthal- zıiologische Gesetzmäßigkeıit se1in: Dıie Famiıulıe ZreNZLtes unterscheıiden sıch also die Ausländer. Jeder dieser sıch ab ZUr Nachbarfamaiıilie, dıe Klasse 1n der Schule ZUuUrAusländer hat einen anderen Status. Gegenüber einem Nachbarklasse, das orf ZzUu Nachbardorf, die Stadt ZGroßteil dürfte ıne fremdenfteindliche Einstellung Sal anderen Stadt un das olk ZU Nachbarvolk Man 1STtnıcht mehr geäußert werden, denn dıe Bundesrepublık als Mensch zunächst ZUr Vorsicht gegenüber FremdenDeutschland hat sıch klar für dıe Europäische Gemeıin-
ZUOSCNH, und gehört schon eın hohes Stück Kulturbe-schaft entschieden, Was eın gemeınsames und Ng' Z wußtsein dazu, wahrscheinlich auch eın Selbstbewußtseinsammenleben der Bevölkerung 1n Europa auch be]i VelI- eigener Identität, mı1ıt eıner gewıssen Neugierde autf el-schiedener geschıichtlicher Herkunft ZUr Folge haben

muß S  — Fremden zuzugehen, ıhm miıt Aufgeschlossenheit
begegnen und ıh 1n seıner Andersartigkeıt schätzen.

ber diese VO  5 Ihnen genannten Gruppen sınd Ja Läßrt sıch In Jüngster eıt dort, Deutsche iıhre
nıcht alle 1m gleichen Umfang Zielscheibe VO Ressenti- Meınung über Ausländer ZU Ausdruck bringen, nıcht
n  5 spielt nıcht auch das Gefühl ıne Rolle, daß beste- auch ıne deutliche Zunahme VO Formulierungen rassı-
hende gesetzlıche Möglıichkeiten, W1€E z B Sozalhiltfe stischer oder nationalsozıalistischer Prägung verzeıch-
un Kındergeld, Lasten des eutschen Steuerzahlers nen”
AaUSSENULZL werden?

Pölzl Tatsächlich sınd In der öffentlichen Dıiskussıon, die
Pölzl Man sollte n  u beobachten, welche Ursachen ın den ErKaANSCNCNH OoOnaten die SOgeENANNLE Auslän-
diese ausländerteindliche ich Sapc das eigentlıch nıcht derproblematik In auffallender Breıte geführt worden 1St,
SCIN, weıl ich miıt dem Wort die Sache nıcht herbeireden In Medien, Leserbriefen, Umfragen un Versammlungen
möchte diıese „ausländerdistanzierte” Stimmung EC- Außerungen beobachten, die stark VO  —$ rassıstıschen
OÖOst hat Der zunächst unbeachtete Kern WAar das Ar- oder natıonal-egoistischen Vorstellungen epragt ersche1-
beıitsverbot für die Asylbewerber selIt dem Jahr 980 Als He  e oder zumiıindest In diesem Sınn deutbar sınd. Dabe!ı
sıch ıIn diesem Jahr außergewöhnlich viele Ausländer scheinen die Deutschen VErISCSSCH haben, daß das
O7 000) in der Bundesrepublıik Asyl bewarben teıl- Deutsche Reich allen Zeıten bıs 918 eın Mehrvölker-
welse siıcher unzutretfenden Voraussetzungen un War So gab 1M Reıichstag Bismarck ganz

Versuch des Mißbrauchs des Asylrechts haben selbstverständlich ine polnısche Fraktion un 1ne EI-
polıtısch Verantwortliche ın Bund un Ländern leider mıt saß-Lothringer-Fraktion, W as für die Deutschen VO

der Idee reagıert, iıne Abschreckungsstrategie mıt diesen heute offensichtlich Sanz unvorstellbar scheıint. Miıt Pau-
Menschen betreıben, Lasten der echt AauUus ebensbe- schalen Schlagworten 1n der undıftferenziert geführten
drohender Getahr gekommenen Asylbewerber und auf Diskussion wırd ıIn dieser eıt politischer un wirtschaft-
Kosten des deutschen Steuerzahlers. Im Sınne einer „PSYV- lıcher Unsicherheit die ngst VOT dem Unbekannten gCc-
chologischen Kriegführung“ wurde diese Abschreckungs- schürt, un anstelle eiıner sachlichen Auseinandersetzung
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mıt den Problemen werden VOr allem die Emotionen der DPölzl uch in England lıegen ganz andere Voraussetzun-
Agegressivıtät geweckt. Vor allem muß Sorgen erwek- SCH VO  , Dıie Ausländer sınd als Commonwealth-Bürger
ken, WEeNN ıIn angesehenen deutschen Medien Von Fach- ungerufen nach England gekommen. Im Gegensatz azZzu
leuten, die den Anscheıin der Sachautorität durch iıhr Amt ISt bei uns die Mehrkheit der ausländischen Bevölkerung
besıtzen, als persönlıche Meınung unbewilesen hingestellt A4AU S den Ländern Italıen, Spanıen, Portugal, Türkeı, Grie-
wırd, die deutsche Bevölkerung se1 mıt großer Mehrheit chenland un: Jugoslawıen ZUr Arbeıt ın der Bundesrepu-
nıcht bereıt, miıt Menschen anderer Lebensart InNnNmMmen- blik Deutschland offiziell angeworben worden. Außer-
zuleben. dem dürfte nıcht ohne Eintlu(ß auf das Verhältnis ZUu

Ausländer leiben, da{fß In England der yröfßte eıl derKönnten dıie Deutschen den Ausländern nıcht siche- Fremden alleın schon durch hre andere Hautfarbe 1m
W un ottfener gegenübertreten, WENNn ihr Nationalbe- Blıckpunkt steht.wufßtseıin abgeklärter wäre”

Pölzl Ich bın weder Politologe noch Sozi0loge, mıt
Kompetenz Ihre rage beantworten können. Persön- „Ich glaube nıcht, daß s  S eın

speziftisch eutsches Verhaltenlıch denke ıch, WIr sollten die Gefahren eınes rem-
denhasses mıt seinen schrecklichen Auswirkungen In 1n - gegenuber Ausläandern g btll
nenpolıtischer un außenpolıtischer Hiıinsıcht uns nach Ist das nıcht eEeLwAas vordergründıg? In den ndu-den noch nıcht lange zurückliegenden Erfahrungen sehr
bewußfßt VOr ugen stellen. Zu einem recht verstandenen striellen Ballungszentren tallen die ausländischen Arbeit-

nehmer un iıhre Famılıen, auch WEeNnNn S1e gleicher Haut-Nationalbewußfßtsein gehören sowohl die Selbstachtung farbe sınd, durchaus ebenfalls 1Ns AugeWI1IEe auch dıe Achtung anderer beteiligter Gruppen, die 1n -
nerhalb einer pluralistischen Gesellschaft leben Jede — DPölzl In den industriellen Ballungszentren, die Naturge-
gewanderte Miınderheitengruppe wırd innerhalb der ma auch die Ballungszentren der ausländischen Bevölke-

kulturellen Umgebung eın verändertes Selbstver- rung sınd, wırd VOTr allem der andersartıge Lebensstil der
ständnıs tinden mUussen, aber auch die deutsche Bevölke- verschiedenen Ausländergruppen augenfällig un Spür-
rung als Mehrheıitsbevölkerung MUuU hre kulturelle Iden- bar Das reizt natürlich dazu, da{fß be]1 Deutschen die Ge-
tıtät 1m Verhältnis Zu den Gruppen der Fremden neu fin- fühle des „Nicht-mehr-Herr-ım-Hause-Seins“ auftreten,
den Daraus ergeben sıch natürlich Schwierigkeiten, die und WECNN dann noch Vorurteıle durch Außerungen ANSC-
aber nıcht unüberwindbar sınd, WENN das Zıel, dıe Inte- sehener Persönlichkeiten oder VO Medien bestätigt WEerTr-

gration, und ZWAar VO beiden Seıten, gewollt ISt. den, dann schlägt dieses Bündel VO irratıonalen Empfin-
dungen un Gefühlen leicht 1ın Abneıigung oder Sar Hafß

Um ZUuU Vergleich eiınmal die Reaktion der Schwei- gegenüber jedem Fremden
ZeTn Bürger auft die hohe Ausländerquote heranzuziehen:
Erstaunt CS nıcht, da{fß gerade ıIn einem Staat, der Men- Im Dezember 981 hat das Bundeskabiınett in eiınem

Beschlufß Ma{fßnahmen ZUr Eindiämmung des weıteren 7u-schen mehrerer Natıonalıtäten un Sprachen umfaßlt, dıe
Stimmung gegenüber Ausländern abweısend 1St un ZUSS VO  —_ Ausländern in der BRD getroffen. So sollen
sıch auch ıIn entsprechenden Ma{fßnahmen nıederschlägt? 16- bıs 17jährige Jugendliche, ausländische Kıinder, deren

einer Elternteıl noch 1mM Heımatland lebt, un Kinder VO  —_
Pölzl In der Schweiz 1St die Sıtuation i1ne ganz andere: Ausländern, die ZUr Aus- oder Weıterbildung 1ın der Bun-
Im Jahre 980 gyab In der Schweiz 14,5% Ausländer, desrepublık leben, VO Zuzug ausgeschlossen werden.
während WITr hier in Deutschland eınen Ausländeranteıl Be1 Eheschließungen soll küniftig gelten, dafß eın Ehepart-
VOoO NUur 7% haben 14,5% beı einem olk mıt Millionen ner mındestens 18 Jahre alt, mındestens Jahre 1ın der
1St ıne tolgenreichere Relatıon als 7% be1 einem olk VO Bundesrepublik leben un mındestens Jahr verheiratet
60 Miıllionen. Außerdem aber wehrt sıch der Schweizer se1ın mudfß, ehe seinen Partner In die Bundesrepublik ho-

dıe Ausländer wenıger 4US$S seınem Schweizer Natıo- len kann. Diese Mafßnahmen werden VO  —_ kırchlichen Stel-
nalbewußtsein heraus als vielmehr aufgrund seiner „kan- len fast ausnahmslos als ausländerfeindlich bezeichnet.
tonalen Identität“ un Struktur. Er Sagt Ja In der Schweiz Sınd aber nıcht tatsächlich Probleme entstanden, die
auch nıcht, ich bın Schweızer, sondern Sagl, ich bın Mafßnahmen auch gesetzgeberıischer Art nötıg machen?
Genfter oder ich bın Zürcher oder ich bın Basler Bürger,
und da hat seıne Heımat. Innerhalb des mehrsprachi- Pölzl Der Staat hat ıIn den Jahren seIit der erstien An-

werbung VO  > ausländischen Arbeitskräfteri in Deutsch-gCn Staatswesens regelt die kantonale Vertafßtheit das
Verhältnis ZU Fremden. and keiner eıt eın schlüssıges Ausländerkonzept miıt

einer langfristigen gesellschaftspolitischen Perspektive
Um den Vergleich noch EeLWAaS auszudehen: auch In für die Ausländer geboten. Das Ausländerproblem wurde

England un Frankreich kommt Konflikten ZW1- VOT kurzem ausschließlich dem Stichwort „Auslän-
schen der einheimischen Bevölkerung un Ausländern. derbeschäftigung“ als eın Problem des Arbeitsmarktes be-
Sınd diese Ursachen ftür iıne aggressiıve Grundhaltung SC- handelt un Je entsprechend VO Sıtuation Sıtuation
genüber den Ausländern dort dieselben W1e€e 1ın der Bun- ach öftentlich vertretbaren Lösungen gesucht. Arbeits-
desrepublik? imıgration, WenNnn S1€e menschenwürdıgen Bedingun-
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SCHh erfolgen soll, bringt unbestreıitbar für alle Beteıilıgten länderpolitiık be1 der Famiılıe anSeLZL, dann 1STt dies aus der
grofße Schwierigkeiten mIıt sıch. Dıie Kirchen un die Sıcht des Deutschen Carıtasverbandes un auch 1m Hin-
Wohlfahrtsverbände, aber auch andere Instıtutionen w1€e blick auf die zahlreichen AÄAußerungen der Katholischen
der Deutsche Städtetag, haben immer wıeder darauf hın- un Evangelıschen Kirche gesamtgesellschattlıch gesehen
gewlesen, da{fß i1ne Integrationspolitik mıt den Auslän- eindeutig eın talscher Weg Vor allem mufß dabe!] bedacht
dern lange nıcht gelıngen kann, solange die Anwesen- werden, welchen ungleich höheren Stellenwert die amı-
heıt der Ausländer nıcht 1n eın gesellschaftspolıtisches (Ge:- lıe für die Persönlichkeitsstabilisierung bei den Auslän-
samtkonzept eingebunden wiırd und den Ausländern nıcht dern hat Der richtigere VWeg scheıint mIr, die Eıgenverant-
das Angebot un die Sıcherheit für iıne überschaubare wortung der Famılıe hinsıchtlich der zukünftigen Lebens-
längerfristige Lebensplanung gegeben wird. Die planung ihrer Kınder gezielt stärken, nıcht jedoch das
?. Dezember 981 VO Kabinett beschlossenen Zusammenwachsen der Famlıulıe erschweren un noch
Maflßnahmen zıielen eigentlich nNUu  _ auf iıne estimmte Be- VOT dem Volhährigwerden der Kınder In elementares ElI-
völkerungsgruppe, SCNAUCT ZESAZT, die Türken. ber s1€e ternrecht einzugreıfen.
verunsıchern alle Ausländer, weıl z B der Spanıer, auch ber 65 andelt sıch beı der Familienzusammenfüh-
WEenNn bereıts lange In der Bundesrepublık 1St, 1ın dıe gle1-
che ausländerrechtliche Sıtuation gestellt wırd WI1€ der runs doch recht erhebliche Quanıitäten, denn 11a  —

rechnet Ja miıt 790 000 Angehörigen allein bel den Türken,Türke Wenn also eın 1in Deutschland aufgewachsener
Spanıer eın Mädchen 4US der Heımat seiner Eltern heira- dıe berechtigt wären, ihren Verwandten 1n die Bundesre-

publık folgen.ten wıll, dann unterlıegt n  u der gleichen Bestim-
MUNnSs bezüglıch der Wartezeıt ohne Unterschied In der Pölzl Das halte ich tür iıne typische Form, W1e€e INan be1
(Gesamtsıtuatıion. Leuten, dıe keıne CNAUC Kenntnis haben, ngst entwık-

kelt Es wırd eın Potential dıe Wand gemalt, VO  — dem
INa  - mıt Sıcherheit weılß, da{fß Sar nıcht alle kommen. iıne„Die ers Generation annn man Repräsentativuntersuchung 80 ZUFT. Sıtuation der auslän-

zweiıftfellos nIC mehr auf eınen dischen Arbeitnehmer un ihrer Famılienangehörigen ın
Integrationskurs im Vollsiınn bringen” der Bundesrepublık Deutschland, die VO Bundesmiuinıi-

Ster tür Arbeit un Sozialordnung ın Auftrag gegebenlegt eın Problem nıcht darın, daß dıe Zahl der Spa- worden ISt; bringt als Ergebnis, da VO den 34,2% nochnıer un der Portugijesen In den etzten Jahren Ja eher 1mM Herkunttsland lebenden Kındern verheirateter Aus-rückläufig WAar, während die Zahl der Türken immer noch länder Türken 35%) UT noch 18,5% (Türken 25,6%) in1m Ansteıgen begritffen 1st? die Bundesrepublık nachzuholen als Wunsch esteht.
Pölzl Dıie Zahl der Spanıer un Portugiesen 1St VOT allem Insgesamt haben noch 85,7% der Ausländer (Türken
deswegen rückläufig, weıl der deutsche Staat mıt dem An- 81,3%) Angehörige 1m Herkunftsland. Beı R8 der amı-
werbestop ine Sperrklinke eingerichtet hat, h., wer da lienangehörigen handelt sıch weder Ehegatten noch
WAar, durfte dableıben, Wer aber zurückgeht, kommt ın dıe Kınder. Eın Nachzugswunsch esteht tür 41,7% der
Bundesrepublık Deutschland nıcht mehr hereın. Dıie Spa- Familienangehörigen, davon 259% Ehegatten un: Kın-
nıer un: Portugiesen sınd nach der Anderung des polıtı- der SOWIe 74,1% sonstıge Familienangehörıge. Das heıißt,
schen Systems 1ın ihren Ländern verstärkt zurückgekehrt die Berechtigung alleın ZU Nachzug bedeutet noch nıcht
1n der Erwartung, auch wirtschafrtlich in der Heımat nNnu die totale Realısıerung.
Fuß fassen können. Dıie Sozıalarbeıter 1m Soz1ialdienst Ist das eigentliche Problem nıcht dıe geringe Inte-des Deutschen Caritasverbandes für ausländische Mitbür-
SCI berichten allerdings, da{fß viele Spanıer un: Portugıie- grationsbereitschaft der bereıits In der Bundesrepublık le-

benden Türken? ach einer Untersuchung des türkıschen
SCNH, die voll Hoffnung In die Heımat sınd,
nwıeder In der Bundesrepublık arbeıten würden. Die Psychologen Sata Bostancı leben dıe eutschen Türken in

einer „importierten türkıschen 1 “, ın „Gettos mıt typ1-Türken dagegen Sagten sıch: Wır bleiben auf jeden Fall schem Miıliıeu“ Nur Prozent VO  —_ ihnen, Bostancı,
ıne ausgedehnte Eınwanderung VO  — Fremden aUus könnten sıch vorstellen, die deutsche Staatsbürgerschaft

Kulturkreisen MITt starken Anpassungsschwierigkeiten erwerben, Prozent hätten nıe eıinen Deutschkurs be-
ann aber doch in nıemandes Interesse seın. Wären nıcht sucht, un NUu  — jeder vierte könne mıt seınen Deutsch-
auch Reglementierungen denkbar, die letztlich den Aus- kenntnıssen „selbst zurechtkommen“ Anderseıts aber
ländern selbst ZUgULE kommen? klärten Prozent der befragten Türken, S$1e wollten n1ı€e

wıeder 1ın die Türkei zurück, 70 Prozent VO  — ihnen oll-Pölzl Sıcher sınd solche Lösungen denkbar, VOT allem
müssen dıe ausländerrechtlichen un: gesellschaftspoliti- ten „jedenfalls noch länger als fünf Jahre leiben“

schen Rahmenbedingungen für die Ausländer klar un Pölzl Es kommt darauf d S1e diıe SsSogenannte In-
eindeutig gefalst werden 1im Sınne eınes aktıven Integra- tegrationsfähigkeit InmnNessen Sıcher ISt, dafß dıe türkısche
tiıonsangebotes die Ausländer. Hıerzu könnte bei- Volksgruppe den Integrations willigsten gehört. Ge-
spielsweıse auch ıne Einbürgerungserleichterung zählen rade deshalb nehmen Betriebe Oß sehr SCrn Türken als
Wenn der Staat allerdings mıt dem Ziel restriktiver Aus- Miıtarbeıiter, weıl S1€ als gewıissenhaft un: auch sehr
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passungsfähig gelten. Auf den Hınweıs, da{fß SsS1e keine Angstfigur die Wand geworfen, die rationale Lösun-
Sprachkurse besuchen, mu{fß zurückgefragt werden, ob ih- SCH verhindert. Zweıtens 1St sachlich nıcht richtig, weıl
nen überhaupt Sprachkurse ıIn ausreichender Zahl ANSC- die Inanspruchnahme des Asylrechts in einem Ausma{fß
boten worden sıind. Außerdem fragen Ausländer, welcher erscheinen läfßt, WI1€e dies gar nıcht zutriffit. Da gibt
Sınn ın der Mühe eutscher Sprachkurse lıegen soll, WENN keine „Flut“” un keinen „Strom”“ Selt Mıiıtte der fünfzıger
ihnen keıne Zukuntft ın diesem Land gesichert 1St. Die Jahre gyab e 350 000 Asylsuchenden ın der Bun-
STIE Generatıon der ausländıschen Arbeitnehmer ann in  —_ desrepublık Deutschland Nnu  — 00Ö Anerkennungen auf
zweıtellos nıcht mehr auf einen Integrationskurs 1m oll- Asylrecht; VO  - diesen Asylanten leben, SOWeIt man das
sınn bringen. SO lautet Ja auch das alte Sprichwort, das dıe verfolgen kann, Jetztz noch 35 000 ın der Bundesrepu-
Auswanderer ımmer begleitet hat Für die Genera- blık Deutschland. Es 1St beschämend, dafß In der Offent-
t10n Tod, für die Zzweıte Generatıon Not un erst tür die lıchkeit bereıts über ıne AÄAnderung des 1m Grundgesetz
dritte Generatıon TOL verankerten Asylrechts aut nachgedacht wird.

ber Sıe können nıcht bestreıten, da{fß die Integra- Man hört aber auch VO  — manchen Politikern die Be-
tionsschwıerigkeiten be]l den Türken A4US kulturellen un gründung, NEUC (Gesetze selen alleın schon deswegen NOL-

relıg1ösen Gründen ungleıich größer sınd als beI Ita- wendıg, weıl galt, die atente oder verhandene Fremden-
1enern un Spanıern? teindlichkeit der bundesrepublikanıschen Bevölkerung

abzubauen.Pölzl Sıcher hat dıe türkısche Volksgruppe ıhre spezıfi-
schen Probleme, weıl der Islam nıcht LUr die relıg1öse Le- P6ölzl Ich gehe davon AuUS, da{fß eın Stück Fremdenfturcht
bensform, sondern auch das täglıche Leben un ın allen Gesellschaften latent vorhanden 1St un daß sı1e
deutlich VO uUunNnserer westlichen Lebensart unterscheidet. qUCT durch alle Bevölkerungsgruppen geht; da wırd sıch
ber mangelnde Anpassung annn ihnen eEerst dann ZUr auch dıe Kırche nıcht ausnehmen können. ber legıti-

milert wird sie Eerst durch öftentliche un undiftferenzierteAaSt gelegt werden, WECNnN ıhnen vorher auch eın Angebot
unterbreıtet wurde, nach dem S1€e 1im Falle ihrer Anpassung Außerungen VO  — polıtisch Verantwortlichen, W1e€e dies In
eıne langfristig gesicherte Perspektive für hre Lebenspla- den ErSHaANSCNCN Onaten VO seıten aller Parteıen be-
NUunNg finden könnten. iıne Reduzierung der Gettobil- obachten WATr. Die ötftfentliche Diıskussion wiırd mıt eıner
dung lıegt siıcher In allseitigem Interesse. Allerdings muß Ausdauer un Breıite geführt, über die INan sıch 1Ur WUul-

doch berücksichtigt werden, da{fß die Gettobildung primär dern ann und WI1e INa  } S$1e sıch für wichtigere polıtische
nıcht den Ausländern anzulasten ISt. Dıi1e 5: (Gettos lıe- Fragen in der Bundesrepublık Deutschland nıcht selten
SCH me1lst In den Sanıerungsgebieten der Städte. Das sınd wünschen würde. Es werden Beschlüsse gefaßt, Mif(-
die Plätze, dıie Deutschen ausgezogen sınd. Sıcher räuche 1m Ausländerrecht un 1im Asylrecht abzustellen,
häufig auch eshalb, weıl viele Ausländer da wohnten. aber 1ın der Offentlichkeit werden S$1e dargestellt als 1ne
ber Anfang stand hinter diesem Auszug der Deut- „Begrenzungspolıtik”. Der normale Zeıtungsleser, der
schen VOT allem der Wunsch, Stadtrand leben und sıch mıt solchen Fragen nıcht 1im Detaıiıl befaßlt, muß
nıcht mehr in der unwirtlichen Innenstadt. uch Fehlent- zwangsläufig immer wıeder den Eindruck gewınnen:
wicklungen in der SOs innerstädtischen Sanıerungspolıtik „Aha, WIr haben viele Ausländer!“
haben nıcht selten iıhren eıl dieser Gettobildung be1- Als eıne Art „magische Schwelle“ wiırd 1n die Diskus-

S10n immer wıieder die 0-Prozent-Grenze eingebracht,
dıe voraussıchtlich 1im Jahre 990 erreicht se1ın sollKT E  VE  A  E A  FE  R  a  A  ür  E  En  D  B  a  ME  -  intér\)ier  75  passungsfähig gelten. Auf den Hinweis, daß sie keine  Angstfigur an die Wand geworfen, die rationale Lösun-  Sprachkurse besuchen, muß zurückgefragt werden, ob ih-  gen verhindert. Zweitens ist es sachlich nicht richtig, weil  nen überhaupt Sprachkurse in ausreichender Zahl ange-  es die Inanspruchnahme des Asylrechts in einem Ausmaß  boten worden sind. Außerdem fragen Ausländer, welcher  erscheinen läßt, wie dies gar nicht zutrifft. Da gibt es  Sinn in der Mühe deutscher Sprachkurse liegen soll, wenn  keine „Flut“ und keinen „Strom“. Seit Mitte der fünfziger  ihnen keine Zukunft in diesem Land gesichert ist. Die er-  Jahre gab es unter ca. 350 000 Asylsuchenden in der Bun-  ste Generation der ausländischen Arbeitnehmer kann man  desrepublik Deutschland nur 50000 Anerkennungen auf  zweifellos nicht mehr auf einen Integrationskurs im Voll-  Asylrecht; von diesen Asylanten leben, soweit man das  sinn bringen. So lautet ja auch das alte Sprichwort, das die  verfolgen kann, jetzt etwa noch 35 000 in der Bundesrepu-  Auswanderer immer begleitet hat: Für die erste Genera-  blik Deutschland. Es ist beschämend, daß in der Öffent-  tion Tod, für die zweite Generation Not und erst für die  lichkeit bereits über eine Änderung des im Grundgesetz  dritte Generation Brot.  verankerten Asylrechts laut nachgedacht wird.  HK: Aber Sie können nicht bestreiten, daß die Integra-  HK: Man hört aber auch von manchen Politikern die Be-  tionsschwierigkeiten bei den Türken aus kulturellen und  gründung, neue Gesetze seien allein schon deswegen not-  religiösen Gründen ungleich größer sind als z. B. bei Ita-  wendig, weil es gilt, die latente oder verhandene Fremden-  lienern und Spaniern?  feindlichkeit der bundesrepublikanischen Bevölkerung  abzubauen.  Pölzl: Sicher hat die türkische Volksgruppe ihre spezifi-  schen Probleme, weil der Islam nicht nur die religiöse Le-  Pölzl: Ich gehe davon aus, daß ein Stück Fremdenfurcht  bensform, sondern auch das tägliche Leben prägt und es  in allen Gesellschaften latent vorhanden ist und daß sie  deutlich von unserer westlichen Lebensart unterscheidet.  quer durch alle Bevölkerungsgruppen geht; da wird sich  Aber mangelnde Anpassung kann ihnen erst dann zur  auch die Kirche nicht ausnehmen können. Aber legiti-  miert wird sie erst durch öffentliche und undifferenzierte  Last gelegt werden, wenn ihnen vorher auch ein Angebot  unterbreitet wurde, nach dem sie im Falle ihrer Anpassung  Äußerungen von politisch Verantwortlichen, wie dies in  eine langfristig gesicherte Perspektive für ihre Lebenspla-  den vergangenen Monaten von seiten aller Parteien zu be-  nung finden könnten. Eine Reduzierung der Gettobil-  obachten war. Die öffentliche Diskussion wird mit einer  dung liegt sicher in allseitigem Interesse. Allerdings muß  Ausdauer und Breite geführt, über die man sich nur wun-  doch berücksichtigt werden, daß die Gettobildung primär  dern kann und wie man sie sich für wichtigere politische  nicht den Ausländern anzulasten ist. Die sog. Gettos lie-  Fragen in der Bundesrepublik Deutschland nicht selten  gen meist in den Sanierungsgebieten der Städte. Das sind  wünschen würde. Es werden Beschlüsse gefaßt, um Miß-  die Plätze, wo die Deutschen ausgezogen sind. Sicher  bräuche im Ausländerrecht und im Asylrecht abzustellen,  häufig auch deshalb, weil viele Ausländer da wohnten.  aber in der Öffentlichkeit werden sie dargestellt als eine  Aber am Anfang stand hinter diesem Auszug der Deut-  „Begrenzungspolitik“. Der normale Zeitungsleser, der  schen vor allem der Wunsch, am Stadtrand zu leben und  sich mit solchen Fragen nicht im Detail befaßt, muß  nicht mehr in der unwirtlichen Innenstadt. Auch Fehlent-  zwangsläufig immer wieder den Eindruck gewinnen:  wicklungen in der sog. innerstädtischen Sanierungspolitik  „Aha, wir haben zu viele Ausländer!“  haben nicht selten ihren Teil zu dieser Gettobildung bei-  getragen.  HK: Als eine Art „magische Schwelle“ wird in die Diskus-  sion immer wieder die 10-Prozent-Grenze eingebracht,  die voraussichtlich im Jahre 1990 erreicht sein soll ...  „Der Staat erlaubt sich hier einen  Pölzl: Das ist m. E. eine politische oder persönliche Ent-  massiven Eingriff in Elternrechte”  scheidung, wenn jemand sagt, daß ein Volk mit mehr als  HK: Wie Sie vorhin bereits sagten, zielen die Regelungen  10% Ausländern nicht mehr seine eigene Identität leben  könne. Wenn man beobachtet, wie auch in Ballungszen-  der jüngsten Vergangenheit ja nicht nur auf die ausländi-  schen Arbeitnehmer ab, sondern vor allem auch auf die  tren mit einem erheblich höheren Ausländeranteil als die  genannten 10% ein gutes Zusammenleben zwischen Deut-  besonders im Jahr 1980 sprunghaft — von 51000 im Vor-  jahr auf 107 000 — angestiegene Zahl von Asylbewerbern.  schen und Ausländern möglich ist, auch wenn dabei spezi-  fische Probleme auftreten, dann wird die fragwürdige  War hier nicht eine Eindämmung im Interesse der Bewer-  ber, die ja zum größten Teil aus sehr schwer integrierba-  Willkürlichkeit dieser sogenannten Schwelle deutlich. Im  Gegenzug müßten sich die Vertreter einer solchen politi-  ren Volksgruppen stammen, wirklich geboten?  schen Entscheidung auch die Frage stellen, wovon die  Pölzl: Das Asylrecht ist im Grundgesetz verankert, also  deutsche Bevölkerung künftig leben will. Wer bringt ei-  muß Priorität darin liegen, möglichst schnell ein Verfah-  gentlich künftig die Beiträge für die Rentenversicherung  ren zu finden, das rasche Erkenntnisse darüber ermög-  auf, wer zahlt Arbeitslosenversicherung, wenn die ge-  licht, wer wirklich politisch verfolgt ist und wer nicht,  samte Alterspyramide der deutschen Bevölkerung sich  nicht aber einfach zu fordern, den „Asylantenstrom“ ein-  verschiebt? Diese Aspekte werden von den Meinungsma-  zudämmen. Das ist erstens psychologisch falsch, denn mit  chern in der Diskussion völlig verdrängt. Ein weiterer  den Begriffen „Strom“ und „Flut“ wird wiederum eine  Kernpunkt der ganzen Auseinandersetzung scheint mir„Der aa erlaubt sıch hıer einen Pölzl Das 1St eıne politische oder persönlıche Ent-

massıven Eingriff in Elternrec scheidung, WEeEenNnn jemand Sagtl, daß eın olk mıiıt mehr als
Wıe Sıe vorhın bereıts Sagten, zıielen die Regelungen 10% Ausländern nıcht mehr seıne eıgene Identität leben

könne. Wenn INa  . beobachtet, WI1e€e auch In Ballungszen-der Jüngsten Vergangenheıit Ja nıcht U  —_ auf die ausländıiı-
schen Arbeitnehmer ab, sondern VOT allem auch auf die tren mıt einem erheblich höheren Ausländeranteıl als dıe

enNannNteN 10% eın Zusammenleben zwıschen Deut-besonders 1m Jahr 980 sprunghaft VO  e 01010 1m Vor-
ahr auf 107 01010 angestiegene Zahl VO  — Asylbewerbern. schen un Ausländern möglıch ISt, auch WEeEeNnNn dabei spezl-

fische Probleme auftreten, dann wırd die fragwürdıgeWar hiıer nıcht eine Eındiämmung 1mM Interesse der Bewer-
ber, die Ja ZUuU größten eıl aus sehr schwer integrierba- Wiıillkürlichkeit dieser Sogenannten Schwelle deutlich. Im

Gegenzug müßlten sıch die Vertreter eıner solchen polıtı-ren Volksgruppen stammen, wirklıich geboten? schen Entscheidung auch die rage stellen, OVON die
Pölzl Das Asylrecht ISt 1im Grundgesetz verankert, also deutsche Bevölkerung künftig leben 111 Wer bringt el-
mMu Priorität darın lıegen, möglıchst schnell eın Vertah- gentlich küniftig dıe Beıträge für die Rentenversicherung
ren finden, das rasche Erkenntnisse darüber ermÖßg- auf, WCT zahlt Arbeıtslosenversicherung, Wenn die DC-
lıcht, wer wiırklıch politisch verfolgt 1St un: wWer nıcht, m Alterspyramide der eutschen Bevölkerung sıch
nıcht aber einfach fordern, den „Asylantenstrom” e1ın- verschiebt? Diese Aspekte werden VO  — den Meıiınungsma-
zudämmen. Das 1St Erstens psychologisch falsch, denn mıt chern ıIn der Diskussion völlıg verdrängt. Eın weıterer
den Begriffen „Strom“ un „Flut wırd wiederum eıne Kernpunkt der ganzecn Auseinandersetzung scheint mI1r
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heute darın lıegen, dafßß dıe deutsche Bevölkerung aut Scheitert iıne vernünftige Familienzusammenfüh-
die Auswirkungen der EG-Verträge Sal nıcht bewußt SC rung aber vielfach nıcht schon den Wohnverhältnis-

sen”nus hingewliesen un vorbereıtet wurde. Mıt einem SC-
meınsamen Europa 1M Blıck autf die Zukunft darf INa  — in DPölzl Da xıbt e dıe und für sıch vernünftige Vorstel-der Bundesrepublıik Deutschland, die iıne zentrale Lage lung, die Ausländer sollten iın der Bundesrepublik einenın Luropa einnımmt, die Ausländer nıcht mehr als
Schreck die Wand malen, sondern INan mMu sıch _

Wohnstandard leben, der ungefähr dem deutschen eNt-

spricht. Die Begründung hierfür 1St einleuchtend, weıl
SCH, das wiırd meın künftiger Nachbar un mıt dem muß

INan 1n Deutschland keıine Slums entstehen lassen möchte.ich leben, WITr mUssen mıteinander leben und gemeınsam In der Praxıs bedeutet das aber, da{fß zunächst jeder Aus-mıteinander NsSeTre Zukuntft gestalten. länder einem Wohnraumnachweis verpflichtet wiırd,
Ist aber nıcht auch S da{fß das Gastland, ın uUunse- W as keinem eutschen Bürger ZUgEMULEL wiırd. Darüber

T Fall also die Bundesrepublık, eın ZEWISSES Recht auf hınaus g1bt CS unterschiedlich in der Praxıs ganz erhebli-
Anpassung und sıcher auch eın berechtigtes Interesse, che Verschärtfungen, WECeNNn nach dem Erlafß VO Ba-
mındest eıner Reduzıerung der Gettobildung hat? den-Württemberg eın Wohnraum für die Nn Famlılıe

nachgewiesen werden mußß, auch WEenNnn eın eıl der amı-Pölzl Von den Ausländern ISt In eıner erstaunlichen orm lı1e 1m Herkunfttsland bleibt. Wollen also beispielsweise EI-iıne Anpassungsleistung den deutschen Lebensstil -
tern mıt dreı Kındern 1ın der Bundesrepublık leben unbracht worden. Wır muüssen immer 1m Blıck behalten, da{fß ıhre dreı anderen Kınder be] Verwandten 1mM Herkunftftts-die Mehrzahl der Ausländer AaUuUs ländlichen Gebieten and lassen, dann muß trotzdem für die ZSESAMLE achtköp-kommt, un s$1e kommen hıerher ıIn ine hochindustrialı- fıge Famlıulıie eın Wohnraum entsprechend der Norm be-s1ıerte Gesellschaft. Ofrt sınd s1e nıcht eiınmal 1n iıhrer e1ge- schafft un: nachgewiesen werden. Der Negativeffekt e1l-

Nne  > Muttersprache ausreichend gebildet. Nun mu sıch
NeTr solchen Regelung äßt sıch ın diesem Fall leicht erah-auch das Gastland fragen, W as selbst Anpassungsleı-

erbracht hat Denn Minderheiten gezielt ANSC-
NnCNM, WEeEeNnNn INan das knappe Angebot aut dem Woh-
nungsmarkt denkt un dazu noch die ablehnende Hal-worben werden, für den Wohlstand der Mehrheıiıt mI1t-

zuarbeıten, da ertordert dies sıcher auch iıne Anpassung tung deutscher Vermieter gegenüber ausländiıschen Mie-
tern

VO seıten der Mehrheıtsbevölkerung. Die Kirchen un:
die Wohlfahrtsverbände haben ımmer wıeder betont, da{fß
die notwendiıge sozıale Integration eın wechselseıtiger „Die Ausländerpastora In derProzeß ISt, der VO beiden Seıiten geleistet werden mufß Ortskirche hat praktisch zu eıiıner

Anderseits scheıint aber doch wirkliıch wenı1g Ssinn- natıonalen Nebenkirche geführt”
voll,; 16- oder 17)jährıige Kınder, deren Sozlialısatıonspro-
Zzefß vollständıg 1m Heımatland abgelaufen ISt un die der Nıcht selten 1St deshalb auch davon die Rede, dafß
eutschen Sprache nıcht mächtig sınd, noch ın die Bun- gerade dıe Wohnraumnorm, aber auch die Ehe- un Al-
desrepublık nachzuholen. Wo sehen ıe also Ansatz- tersbestimmungen mıt einem lebhaften Nachweisschwin-
punkte für ine Kritik Kabinettsbeschluß, un del u  n werden
hen Sıe die Möglıchkeıit ZUr Entwicklung VO  —_ Härtefällen Pölzl Wenn Sıe das behaupten, haben Sıe dafür auchgegeben? zahlenmäßige Beweılise? Von verschiedenen Sachen wırd
Pölzl Bisher lagen die Ansätze ZUr Regulierung der Aus- gesprochen, ohne dafß INnan auf Rückfragen exakte An-
ländersıtuatiıon In der Bundesrepbulık Deutschland 1m gaben erhält. So 1St auch mı1ıt den vielzitierten „Schein-
Ausländerrecht un in der Arbeitsgesetzgebung mıt dem ehen“ Wenn INa  — einmal nachfragt, W1€E viele das eigent-
Instrumentarıum VO  _ Autenthalts- un Arbeitserlaubnis. ıch sınd, dann ertährt INa  a iıne Yanz mınımale Zahl An
Miıt dem Kabinettsbeschluß 1m November 981 1St hıer einem eindrucksvolleren Beıispıiel möchte ich urz darstel-
ıne Wende eingetreten. Heute wırd die Famıiılıen- len, WI1e€e be] uns über Ausländer gedacht, empfunden un
polıtık benutzt, iıne restriktive Ausländerpolitik gehandelt wiırd: iıne Ausländerıin kommt ın eiıne era-
durchführen können. Der Staat erlaubt sıch hier einen tungsstelle für Mütter in Not- un Konfliktsituationen.
massıven Eingriff 1ın Elternrechte. Dıie Gerichte werden Zunächst wollte sS1€e€ das ınd abtreiben, aber S1€e entsche1-
hiıerzu siıcherlich noch einıges klären haben Wenn U det sıch dann doch dafür, das Kınd anzunehmen. Das
Kınder miı1t 16 un: 17 Jahren A4Uu dem Herkunftsland nıcht Kınd kommt auf die Welt, und Tage später flattert der
mehr ZUuUr Famıilıie in dıe Bundesrepublık nachgeholt WCI- Ausländertamiılie die Ausweisungsverfügung 1INSs Haus mıiıt
den können mMIıt der Begründung, da{fß S$1e 1n diesem Alter dem Hınvweıs, da{fß SCH der zusätzlichen Person In der
nıcht mehr integrationsfähig seıen, weıl S$1e auch dıie bıl- Famlulıe die Wohnraumnorm Nnu  —; nıcht mehr ertüllt se1l
dungsmäßigen Voraussetzungen für eın Leben 1n der Aufgrund der Intervention des Ausländersozialdienstes
Bundesrepublıik nıcht mehr erwerben könnten, klıngt der Carıtas wurde die Ausweisungsverfügung dann WIe-
das Ja sehr plausıbel. Im Sınne eıner tamılienstützenden der zurückgenommen. Dennoch fragt 9803  _ sıch, womıt
Politik wäre 65 jedoch besser, solchen Entscheidun- der ausführende Beamte eın solches Amtshandeln recht-
SCNH gezielt ın der Verantwortung der Eltern belassen. fertigt: Hat nıchts gedacht un Nnur die Verordnung
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nach dem Buchstaben 1mM Abzählen der Familienmitglıe- „Die Prioritäten auch innerkirchliec
der gesehen die Ausweısung eıiner Famılıe 1St aber doch überdenken“”
nıcht iıne Bagatelle oder hat doch eLwAas gedacht?

Wäre damıt nıcht mancher Geıistliche angesichts derDas ZdK tordert angesıichts der gegenwärtigen Aus-
ländersıtuatiıon 1ın ıner aktuellen Stellungnahme mehr als ohnehin schon gegebenen Heterogenıität seıner Gemeinde
„moraliısche Appelle  “ Was können kirchliche Stellen hıer aber auch aufgrund seıiner eigenen pastoralen Ausbil-
Lun, und können VO der Kırche her bewußtseinsprä- dung überfordert?
gende, Vorurteile abbauende und Verständnis weckende Pölzl Diese rage 1St Ja auf vielen Katholikentagen schonImpulse gegeben werden, die auch über dıe karıtatıve Ar-
beıt hinausgehen? besprochen worden. Sıcher müfte INa  —_ heute in der deut-

schen Ortskirche: zumindest datfür SOTSCHIL, da{fß immer eın
Pölzl Dıie Kıirche mu{ß VO  s allem ıhre prophetische Funk- eıl der Theologen ıne Fremdsprache der verschiedenen
t10n wahrnehmen un als Anwalt tür die Armen eintreten, katholischen Nationalıtätengruppen in UNsSsSeTEeEIIN Land da-
WI1€e die Synode der Deutschen Bıstümer In iıhrem Be- zulernt. Man sollte die Priesteramtskandıdaten, ähnlich
schlufß sehr klar festgelegt hat Dabe!Ii hat s1e zunächst e1n- WI1e€e INa  —_ s$1e heute eın Diakonatsjahr innerhalb Deutsch-
mal die Möglichkeiten un die Chance un das sehe ich lands absolvieren läfßt, vielleicht für eın Jahr beıispiels-
eigentlıch auch als ihre ganz große Aufgabe in ihrem welse nach Spanıen schicken, da{f S$1e sehen un erfah-
eigenen Bereich für iıne „Klimaverbesserung” gegenüber TE  = können, W1€ Spanıer in ıhrer Heımat leben un WI1Ie€e sS1e
den Ausländern SOTrSCH un ihren Gläubigen In Erinne- Kırche empfinden un erfahren. Dazu gehört auch, da{fß
runs rufen, W as als Gottesweısung dem olk Israel g- INa  s die Ausländerpastoral, also die Pastoral mıt Gemeın-

den, 1n denen eın großer Anteıl VO  —_ Katholiken nıcht-Sagt worden 1St. „Der Fremde soll euch leben \ATS eın
Einheimischer.“ Man mu{fß beachten, dafß der Fremde da- eutscher Muttersprache lebt, systematisch in das Curr1-
mals der Nıchtisraelıit Wäl, also der nıcht Jahwe-Gläubige. culum der Pastoraltheologie einbaut. Der angehende
In uUunNnserer Sıtuation waäaren das analogz die Moslems. Geıistliche mu sıch in der Pastoralausbildung wenı1gstens
Dıiıe Kırche annn durch ihren Bischof, durch die Dekane theoretisch einmal auseinandersetzen m1t dem, W as ıh
un: dıe Priester zunächst einmal „das eıgene Haus bestel- erwartet, WenNnn 1n ıne Pfarrgemeinde kommt, eın
len  9 WEeNnN ich dıese Formulıierung gebrauchen dart Sıe Großteil der Mitglieder der Pfarrei Katholiken nıchtdeut-
ann un S1e muß sıch ZUr Sıtuation der Ausländer AU- scher Muttersprache sınd, die Ja nach dem Kirchenrecht
Bern, auch WEeNnnNn sS$1e dadurch den Wiıderspruch be] iıhren eindeutig der eutschen Ortsgemeinde zugeordnet sınd.
eigenen Gläubigen ertährt. Die Kıirche darf 1n solchen S1- Schliefßlich hat Ja auch diıe Synode iıne Reihe VO Anord-
tuatıonen nıcht durch Schweıigen sıch Zu Komplizen der NUNSCH getroffen und Empfehlungen gegeben, VO  $

katholischer Seıte, VOT allem aber innerhalb der Pfarrge-Ausländerturcht oder Sar der Ausländerfeindlichkeit -
chen. meınde, eın Beıtrag innerkirchlicher „Kliımaverände-

rung” gegenüber Ausländern geleıstet werden annn
Wıe könnte das 1ın den Gemeinden angesichts der

durch die Synode vorgegebenen Empfehlungen für dıe Sıe plädieren also nıcht U  _ für ine intensıvere Be-
Ausländerpastoral konkret aussehen? schäftigung mıt den Ausländern aut allen Ebenen des

kırchlichen Wırkens, sondern für verstärkte BemühungenPölzl Es stellt sich die rage, ob INa  — nıcht kurzfri- 1m personalen Bereich?
stıgen Aspekten instıtutionell alsche Wege eingeschlagen
hat miı1t der Ausländerpastoral, die 1n der Jjetzıgen Oorm Pölzl Ja, nach meınen Kenntnıssen 1St d das Modell

des Ausländerreferenten bısher 1UT ın eıner Diözese voll‚War VO Synodenbeschlufß konzıpiert, aber als ıne
Übergangslösung verstanden worden Wa  — In der heuti- realısıert, 1n eıner zweıten Diözese betreut der Ausländer-
SCH orm hat diese Ausländerpastoral in der Ortskirche reterent noch iıne kleinere Pfarrgemeinde. In allen ande-
praktisch eıner natıonalen Nebenkirche geführt, Ten Dıözesen haben die Referenten für die Ausländerpa-
dafß auch ort, VO deutschen Pfarrgemeinden durch- stora|l ıne Reihe VO anderen Aufgaben wahrzunehmen,
aus Bereitschaft besteht, die Ausländer miteinzubeziehen, da{ß S$1€e sıch mıt der Ausländersituation leider NUTr be-
diese nıcht mehr In Erscheinung treten, weıl S1€e eben hre schränkt befassen können. Ich meıne, Wenn Politiker ın
eigenen Gottesdienste haben, wodurch allerdings auch hoher verantwortlicher Posıtion SCNH, da{fß die Auslän-
der deutsche Pfarrer entlastet wırd. ach meınem persön- derproblematık 1m nächsten Jahrzehnt das gesellschaftlı-
lıchen Eindruck 1St diese natıonale Nebenkirche eın Hın- che Problem schlechthin werden wiırd, dann mu{ß 111a  —

dernis für verschiıedene Begegnungsmöglichkeiten inner- ohl auch dıe Prioritäten innerkiı:rchlich überdenken un
halb der Ortskirche. Ich War schon immer der Meınung, gegebenentalls 1C  e ordnen un in Konsequenz eınen
daß In Gebieten, eın estimmter Ausländeranteıl möglıchst qualifizierten Mann mıt einer solchen Aufgabe
wohnt, 65 Sanz selbstverständlich seın sollte, da{fß der betrauen, damıt die Kırche ihren Beıtrag erbringen ann
Hauptgottesdienst Sonntag auch einmal in der Spra- Insofern, meıne ich, ann VO  —_ der Kırche Entscheidendes
che der Katholiken niıchtdeutscher Muttersprache gehal- beigetragen werden, un: ‚War gerade dort, e darum
ten wırd, also in ıtalıenıscher, spanıscher, portugiesischer geht, Deutsche un Ausländer in eın Verhältnis des Miıt-
oder kroatischer Sprache. einander bringen.


